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Für das Nachschlagewerk: Ja
Mir die Fachpresse: Ja
Für die Amtliche Sammlung: Ja 15, Qkt «73

Gesetz: ArbGG 1979 §§ 72 a, 72 Abs« 2 Ir. 2

Leitsätze:
1. Für die durch das Gesetz zur ©eschleuniguag und 

Bereinigung des.arbeitsgerichtliehen Verfahrt»s vo»
21» 1979 (ÄÄL* I» .5̂ 5 ff.) neu eingeföhrtelichtzulassungsbeschwerde ist - urehn sie mit 
Divergenz begründet wird - an die 'Rechtsj>rebhtthg 
des Bundesarbeitsgerichts zur Mve^^iifrevihiöti
(§ 72 Abs» 1 Satz 2 und Satz 3 ArbGG auf») üizateipf»«

2. Die Michtzulassuagsbeschwerde wegen Divergenz ist nur 
duan 'in dir ...gesetÄAohea lor». btipüadiii Cf 7 ■ ' §  - Satz 3 ArbGG 1979), wenn, der Beschwerde führet* 1ä 
einzelnen darlegt, welche divergierenden» abstrakten 
Seshtssit» das amzufachtende wie dafe angezogene Urteil 
auf gestellt haben, und 4aJ3 jedenfalls das an?ufechtende Urteil auf dem abweichenden Rechtesatz beruht. Ob zur 
fpmer forderlichen Darlegung auch der Vortrag gehört, 
das angezogene Urteil beruhe auf de» divergierenden Rechtssatz, bleibt offen.

3. Genügt die Begründung der auf .Divergenz gestützt eg Rill»» 
zulsssungsbeschwerde nicht diesen Erfordernissen» so ist sie vom Bundesarbei tsgericht in der sich aus § 72 a Abs» 5 
Satz 3 ArbGG 1979 ergebenden Besetzung de® Senats als unzulässig zu verwerfen»
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B e s c h l u ß  

In Sachen

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsger ichts am 
15« Oktober 1979 beschlossen:

Die Beschwerde der Beklagten gegen die
Nichtzulassung der Revision im Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
18. Juli 1979 - 4 Sa 121/78 - wird als 
unzulässig verworfen.
Die Beklagte trägt die Kosten des Beschwerde-
verfahrens„
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„ 2  —

G r ü n d e  ;

I« Die Beklagte kündigte das Arbeitsverhältnis mit 
dem Kläger zum 3^* Januar 1978 ans betriebsbedingten 
Gründen* Das Arbeitsgericht hat der 'Feststellungsklage 
stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung 
der Beklagten zurückgewiesen und die Revision nicht zuge­
lassen.

Mit ihrer Beschwerde erstrebt die Beklagte die Zu­
lassung der Revision durch das Bundesarbeitsgericht.
II.1.Hat das Landesarbeitsgericht die Revision gegen das 
Berufungsurteil nicht zugelassen, so kann diese Ent­
scheidung selbständig durch Beschwerde angefochten werden 
(I ?2 a Abs. 1 ArbGG i.d.F. der Bekanntmachung vom 
2. Juli 1979, BGBl. I , 853). Auch für dieses Beschwerdever­
fahren regelt § 72 Abs. 2 ArbGG n.F. die Voraussetzungen, 
unter denen das Bundesarbeitsgericht die Revision zulassen 
muß und nur zulassen kann, lach § 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG 
n.F. ist die Revision nur zuzulassen, wenn das Berufungs­
urteil von einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 
oder der dort sonst genannten Gerichte abweicht und auf 
dieser Abweichung beruht.
2.a) Der Beschwerdeführer muß die Beschwerde fristge­
bunden begründen und die Entscheidung, von der das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts abweicht, bezeichnen (§ 72 a 
Abs. 3 ArbGG n.F.). Ist die Nic h t zulassungsbeschwerde 
nicht in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt und 
begründet, so ist sie unzulässig (I 72 a Abs. 5 Satz 3 
ArbGG n.F.).
b) Die nach § 72 a ArbGG in Verb, mit § 72 Abs. 2 Nr. 2 
ArbGG n.F. als selbständiger Rechtsbehelf ermöglichte
Nichtzulassungsbeschwerde ersetzt die bisher nach § 72 
Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 ArbGG a.F. statthafte Divergenz­
revision. Die Vorschrift des § 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG n.F. 
und die Bestimmungen über die früher mögliche Divergenz­
revision stimmen nicht nur inhaltlich, sondern fast wörtlich
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überein. Deshalb ist auch die bisherige Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts zur Divergenzrevision zu beachten und 
an sie anzuknüpfen. Das ist deshalb geboten, weil dem Gesetz­
geber bei den Beratungen des Gesetzes zur Beschleunigung und 
Bereinigung des arbeitsgerichtlichen Verfahrens diese Recht­
sprechung bekannt war und er, falls er sie nicht gebilligt 
hätte, die neuen Vorschriften im Sinne seiner Vorstellungen 
geändert haben würde.
c) Das Bundesarbeitsgericht hat in ständiger Rechtsprechung 
zu § 72 ArbGG a.F. entschieden, für die Statthaftigkeit der 
Divergenzrevi si on genüge es nicht, daß das Urteil des Landes- 
arbeitogerichts von einer Entscheidung des Bundesarbeits­
gerichts abweiche. Die Divergenzrevision diene der Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung nur insoweit, als das 
anzufechtende Urteil durch einen abstrakten, das Urteil 
tragenden Rechtssatz von einem eine Entscheidung des Bundes­
arbeitsgerichts gleichfalls tragenden Rechtssatz abweiche.
Die Rechtssätze müßten aus der anzufechtenden wie aus der 
anderen Entscheidung unmittelbar und so deutlich abzulesen 
sein, daß kein Raum für Zweifel bleibe, welchen Rechtssatz 
die Entscheidungen aufgestellt haben (BAG AP Nr. 24 zu
§ 72 ArbGG 1953 Divergenzrevision). Deshalb müsse der 
Revisionskläger im einzelnen darlegen, welche divergierenden, 
abstrakten und die Entscheidung tragenden Rechtssätze das 
anzufechtende wie das angezogene Urteil aufgestellt habe 
(BAG AP Ir. 31 zu § 72 ArbGG 1953 Divergenzrevision).
d) Es ist kein vernünftiger Grund ersichtlich, von den 
vorerwähnten Anforderungen, die an die Darlegung der Diver­
genz nach altem Recht gestellt wunden, ,"jedenfalls dann abzu­
gehen, wenn es an der Darlegung der sich widersprechenden 
abstrakten Rechtssätze fehlt und im Beschwerdevorbringen nicht 
dargetan ist, daß das anzufechtende Urteil auf der aufge­
zeigten Abweichung beruht. Ziel der Neufassung der Revisions­
vorschriften durch das Gesetz zur Beschleunigung und Be­
reinigung des arbeitsgerichtlichen Verfahrens vom
21. Mai 1979 ist es, das Bundesarbeitsgericht auf seine 
eigentlichen Aufgaben der Erhaltung der Rechtseinheit
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mud der Rechtsfortbildung zu beschränken (vgl® Amtliche 
Begründung zu § 72 des Gesetzentwurfs). Gerade diesem
Ziel dient die GefietzessrasIeRMig, wie sie anhand der 
Rechtsprechung des Äad«sarheitsgeriehts an» alten Recht 
deutlich wird« Ob «uch an de*. ^fordernis fest »«halten 
ist, Aal auch das sngezogene Urteil auf den dort aufge­
stellten Rechtssatz beruht, -kann hier offen bleiben*
IIIB Xb Batbobeiimgsfail genügt die Begrähdung der licht«* 
»liti»iaffihHi8©liiüMe sieht den gi«e%*li€hea ;lte»erförd,er-» 
nisseu:
1® Die Beschwerdeführerin nennt zwar als abstrakten 
Rechtssatz des Äaidesarbeitsgerichts (aus dir R&tsoheiduiig 
A3? Mt» 15 zu § 1 KSchG), für die richtige soaiale Auswahl 
komme es darauf aa, welcher'Arbeitnehmer auf din Arbeits- 
plalw aia «entigstwa, angewiesen sei, legt üptr "öiÄt dar, 
welchem «ftgigÄKtthenden abstrAkten Rechtetftz its Landes- 
ÄÄeittgefieht aafgestellt h$t. Wenn die Beschwerdeführerin 
auafdtart, das Landasarheitsg^richt habe in seiner Hat- 
seheidÄg Recht saatz weder aufgen^ftia noch zur
Amveadurag gpföpamht • wt« es litte tun ftltsem -, so bringt 
sie damit selbst zum Ausdruck, dal dem Berufungsgericht 
aXimnfmllft dadurch ein leetitsfetal» «ateÄatfen ilt, daß 
es eine«, Reehtssstrz dei -lösd««^Äei#iii«»i-Ä#* -;mib©achtet 
ließ, Hoch deutscher' wird die fehlende Barie^ung eines 
abstrakten Beehtatsatzes in der, anzufechtenden Bst Scheidung, 
wenn die Besdbsezdeft£hrerin ausführt, hätte das Landes- 
aÄeitsgeriÄit die vom Äiftdesärbeitsgericht auf ge stellten 
Rechtsgrumd^ltze in seine £Btscheidumgneingebaut und da­
nach gspefttt, ab^wogtn und bewertet", so wire es zu dem 
Ergebnis gsteemiMii, daß im vorliegenden Fall die Beklagte 
die richtige soziale Auswahl getroffen habe®
2. Damit ist die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten 
nicht in der gesetzlichen fern begründet worden (§ 72 a 
Abs® 3 Satz 3 ArbGG n.F.), denn hierzu gehört, .daß 
- wie schon ausgeführt - der Beschwerdeführer die Divergenz
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i .S. der bisherigen. Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
zu § 72 Abs. 1 Satz 2 ArbGG a.F. in der fristgebundenen 
Beschwerdebegrilntung darlegt. Deshalb war die Beschwerde vom 
Senat in der sich aus § 72 a Abs. 5 Satz 3 ArbGG n.F. er­
gebenden Besetzung mit der Kostenfolge des § 97 Abs. “1 ZBO 
als unzulässig zu verwerfen.

gez.: Bichler Dr. Jobs Sr* Becker

* S* ,* <*»« r
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